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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT
Landtag
15. Wahlperiode

Drucksache 15 /704
(zu Drs. 15/619)

08. 05. 01

Mitteilung des Senats vom 8. Mai 2001

Armut und Reichtum in Bremen

Die Fraktion der SPD hat unter Drucksache 15/619 eine Große Anfrage zu obigem
Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die Große Anfrage wie folgt:

1. Wie hat sich das Volkseinkommen (Nettosozialprodukt zu Faktorkosten) im Land
Bremen und seinen Stadtgemeinden seit 1985 entwickelt?

Das Volkseinkommen im Lande Bremen hat sich zwischen 1985 und 1997 von
13.363 Mio. DM auf 20.774 Mio. DM erhöht (+ 55,5 %). Je Einwohner ergab  sich
1985 ein Betrag von 20.000 DM und 1997 von 30.700 DM (+ 53,5 %). In Deutsch-
land insgesamt erhöhte sich das Volkseinkommen je Einwohner von 23.100 DM auf
33.300 DM (+ 44,2 %).

(Erläuterung: Das Volkseinkommen setzt sich aus folgenden Teilbeträgen zusam-
men:

— dem auf den Sektor private Haushalte entfallenden Betrag, d. h. den Brutto-
erwerbs- und -vermögenseinkommen der privaten Haushalte,

— den unverteilten Gewinnen der Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit,

— den Bruttoeinkommen des Staates aus Unternehmertätigkeit und Vermögen, ab-
züglich Zinsen auf Staatsschulden.

Die Bruttoerwerbs- und -vermögenseinkommen der privaten Haushalte sind der
überwiegende Teil des Volkseinkommens. Seit vielen Jahren ist dieser Teilbetrag in
Bremen und auch auf Bundesebene sogar größer als das Volkseinkommen insge-
samt, da der Einkommensteil des Staates als Folge der Zinsen auf Staatsschulden
einen negativen Betrag ergibt. Aus diesem Grunde sind die in der nachfolgenden
Tabelle aufgeführten Beträge für das Bruttoerwerbs- und -vermögenseinkommen
im Lande Bremen größer als die des oben aufgeführten Volkseinkommens.)

Für die Städte Bremen und Bremerhaven wird nicht das Volkseinkommen berech-
net, sondern das Bruttoerwerbs- und -vermögenseinkommen der privaten Haushal-
te (der überwiegende Teil des Volkseinkommens). Hierfür ergeben sich folgende
Werte (erstmalige Berechnung für 1989):

Jahr Stadt Bremen Bremerhaven Land Bremen Deutschland

Mio. DM
1985 13.458 1.347.670
1989 13.385 2.378 15.763 1.664.920
1997 18.759 3 097 21.856 2.746.490*

Veränderung 1989 bis 1997 in %
+ 40,1 + 30,2 + 38,7 + 65,0*

DM je Einwohner
1985 20.100 22.100
1989 24.840 18.621 23.648 26.800
1997 34.226 24.201 32.328 33.500*

Veränderung 1989 bis 1997 in %
+ 37,8 + 30,0 + 36,7 + 25,0*

* Erläuterung: Ab 1995 werden nur noch Ergebnisse für das gesamte Bundesgebiet errechnet,
Sonderveröffentlichungen nach alten und neuen Bundesländern wurden eingestellt.
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2. Wie hat sich im gleichen Zeitraum das Bruttoeinkommen aus Unternehmens-
tätigkeit und Vermögen verändert?

Das Bruttoeinkommen der privaten Haushalte aus Unternehmertätigkeit und Ver-
mögen im Lande Bremen (Werte für die Stadtgemeinden liegen nicht vor) hat sich
zwischen 1985 und 1997 von 3.480 Mio. DM auf 8.116 Mio. DM erhöht (+ 133,2 %).

Je Einwohner ergaben sich Werte von 5.202 DM (1985) bzw. 12.006 DM (1997), das
ist ein Anstieg um 130,8 %.

Auf Bundesebene erreichten die Bruttoeinkommen der privaten Haushalte aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen Werte von 321.260 Mio. DM (1985) bzw.
839.510 Mio. DM (1997), das ist ein Anstieg um 161,3 %.

Je Einwohner betrugen die Bruttoeinkommen der privaten Haushalte aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen im Bundesdurchschnitt 5.269 DM bzw. 10.231 DM
(+ 94,2 %).

Die hier angegebenen, vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Bundeswerte
beziehen sich auf Deutschland nach dem jeweiligen Gebietsstand, d. h. für 1997
einschließlich neue Bundesländer.

3. Wie haben sich das Körperschaftssteuer-Aufkommen, das Einkommenssteuer-
Aufkommen (vor Anrechnung der Lohnsteuer) und das Lohnsteuer-Aufkommen so-
wie die zugehörigen Quoten im gleichen Zeitraum entwickelt?

Siehe Anlage 1: Tabelle „Lohnsteuer-, Einkommensteuer- und Körperschaftsteuer-
aufkommen in Mio. DM im Lande Bremen“

Das Lohnsteueraufkommen stieg in diesem Zeitraum 1985 bis 2000 von rd. 2.125
Mio. DM auf rd. 2.858 Mio. DM.

Demgegenüber schwankt das Aufkommen aus der Einkommen- und Körperschaft-
steuer stark, da diese Steuerarten von besonderen wechselhaften Faktoren abhän-
gig sind. Das Aufkommen der Einkommensteuer wird zunächst durch die Erstat-
tungen aus Arbeitnehmerveranlagungen nach § 46 des Einkommensteuergesetzes
(EStG) geschmälert. Des Weiteren ist bei der Entwicklung der Einkommensteuer zu
beachten, dass die ab 1996 eingeführte Eigenheimzulage aus dem Aufkommen der
Einkommensteuer gezahlt wird.

Zudem ist die Zinsabschlagsteuer eingeführt worden, die vor 1993 im Rahmen der
Veranlagung zur Einkommensteuer erfasst wurde.

4. Wie viele Personen haben in den Jahren nach 1985 nach bislang vorliegender
Kenntnis ihre Jahreseinkünfte in den jeweiligen Einkommensgruppen in den
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven (bitte getrennt ausweisen) versteuert
(bitte möglichst für die Einkommensgruppen unter 25.000 DM, 25.000 bis 50.000
DM, 50.000 bis 75.000 DM, 75.000 bis 100.000 DM, 100.000 bis 250.000 DM,
250.000 bis 1 Mio. DM, 1 bis 2 Mio. DM und über 2 Mio. DM differenziert auswei-
sen)?

und

5. Wie hoch ist der Anteil der jeweiligen Gruppen an der Gesamtzahl der Steuer-
pflichtigen, und wie hoch ist der Anteil dieser Gruppen am gesamten Lohn- und
Einkommensteueraufkommen?

Siehe Anlage 2: Tabelle „Lohn und Einkommensteuerpflichtige nach Größenklas-
sen des Gesamtbetrages der Einkünfte“

Die Steuerpflichtigen der Lohn- und Einkommensteuerstatistik sind für die Zeit bis
1995 statistisch ausgewertet worden. Für 1998 wird die Auswertung voraussichtlich
bis zum Frühjahr 2002 vorliegen.

Aus Gründen des Datenschutzes werden die Steuerpflichtigen für die Gemeinden
des Landes Bremen nur in einer  Einkommensdifferenzierung bis zu einer Höhe
des Gesamtbetrags der Einkünfte (GdE) von 1 Mio. DM und mehr ausgewiesen.

(Erläuterung: Der GdE ist nach § 2 Abs. 3 des Einkommenssteuergesetzes die Sum-
me der Einkünfte [aller Einkunftsarten des Steuerpflichtigen], vermindert um den
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Altersentlastungsbetrag und den Abzug nach § 13 Abs. 3 [Freibetrag für Land und
Forstwirte]. Diese Definition gilt nur für den hier betrachteten Zeitraum, in-
zwischen ist der Begriff des GdE gesetzlich erweitert worden.)

In dem Zeitraum von 1986 bis 1995 ging die Zahl der Lohnsteuerpflichtigen mit
einem GdE bis 50.000 DM zurück. Erzielten 1986 noch fast drei Viertel aller Veran-
lagten in der Stadt Bremen einen GdE bis zu 50.000 DM im Jahr, so waren es 1995
nur noch gut die Hälfte.

In Bremerhaven war der Rückgang der Zahl der Steuerpflichtigen mit einem GdE
bis zu 50.000 DM noch stärker.

Bei den höheren GdE bis 75.000 DM war die Zunahme in Bremen von knapp 17 %
auf annähernd 23 % ausgeprägter als in Bremerhaven mit einem Anstieg von 16,5 %
auf 21,6 %.

Am stärksten wuchs die Zahl der Steuerpflichtigen mit einem GdE bei den folgen-
den beiden Größenklassen bis 250.000 DM. Der Anteil der Steuerpflichtigen mit
einem GdE bis 100.000 DM konnte sich in dem Zeitraum in Bremen von 5,3 % auf
11,9 % mehr als verdoppeln.

Noch stärker nahm allerdings der Anteil der Veranlagten mit einem GdE bis
250.000 DM zu und zwar von 3,9 % auf 11,2 %.

In Bremerhaven konnten diese Größenklassen des GdE einen stärkeren Anstieg
verzeichnen, allerdings ausgehend von einem deutlich niedrigeren Niveau. So
stieg der Anteil der GdE bis 100.000 DM von 3,8 % auf 10,2 % und das der Steuer-
pflichtigen bis 250.000 DM von 2,4 % auf 7,2 %. Die deutlich höhere Steigerungs-
rate dieser Einkommensgrößen in Bremerhaven führte zu einer leichten Nivellie-
rung der Einkommensunterschiede im Vergleich zu Bremen.

In den Einkommensgruppen von 250.000 bis über 1 Mio. DM sind nach leichten
Anteilssteigerungen zwischen 1989 und 1992 bis 1995 wieder leichte Abnahmen zu
verzeichnen.

Dieser Rückgang lässt sich auf die vermehrte Inanspruchnahme gesetzlich vorge-
sehener Möglichkeiten zur Schaffung so genannter steuertechnischer Verluste
(Verluste aus Beteiligungen an Immobilienfonds, Schifffahrtsbeteiligungen, Beteili-
gungen an sonstigen Verlustzuweisungsgesellschaften, Verluste aus Vermietung
und Verpachtung von Grundstücken) zurückführen.

Bei der Betrachtung der steuerpflichtigen Einkünfte von Personen bleiben alle die-
jenigen Einwohner unberücksichtigt, deren Einkommen unter der Freigrenze für
Steuerpflichtige liegen. Um ein umfassendes Bild über die Einkommensstruktur in
einer Gebietseinheit zu erhalten, müssten zu den steuerpflichtigen Einkommens-
empfängern zumindest alle Sozialhilfeempfänger und alle nicht steuerpflichtigen
Empfänger von Arbeitslosenhilfe und -geld addiert werden. Erst die Berücksichti-
gung ihrer Einkommen vervollständigt den unteren Teil der Einkommenspyramide
einer Gemeinde.

6. Wie bewertet der Senat diese Daten (Fragen 1 bis 5)?

Der Senat begrüßt, dass die Zahl der Steuerpflichtigen, die zu den unteren Einkom-
mensklassen gehören, deutlich gesunken ist. Die vorliegenden Steuerdaten lassen
aber konkrete Aussagen über Armut oder Reichtum nicht zu.

7. Auf eine Anfrage der SPD hat der Senat in seiner Antwort (Drs. 15/105) die
Vermögensentwicklung in Bremen bis 1995 mitgeteilt. Weiterhin teilte der Senat
mit, dass es seit Nichterhebung der Vermögenssteuer seit 1997 keinen neueren
Vermögensstand in Bremen gibt.

a) Wird der Senat in Zukunft trotzdem eine Abschätzung des Vermögensstandes der
Bürgerinnen und Bürger in Bremen und seinen Stadtgemeinden vornehmen?

b) Wenn ja, auf welche Weise erfolgt diese Abschätzung?

c) Wenn nein, warum nicht?

Zuletzt wurde mit der Hauptveranlagung zur Vermögensteuer auf den 1. Januar
1995 eine Vermögensteuerstatistik durchgeführt. Da mangels einer verfassungs-
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konformen Neuregelung der Vermögensteuer die Vermögensteuer letztmals für das
Jahr 1996 festgesetzt wurde, kann der Senat eine über den Stand von 1995 hinaus-
gehende Abschätzung des Vermögensstandes aller Bürgerinnen und Bürger in Bre-
men und seinen Stadtgemeinden nicht abgeben.

Andere Quellen, die dem Senat eine zuverlässige Abschätzung des Vermögens-
standes der Bürgerinnen und Bürger in Bremen und seinen Stadtgemeinden er-
möglichen, liegen nicht vor.

8. Wie verläuft seit 1990 im Land Bremen die Entwicklung der Verteilung des
Wohneigentums inkl. Grundstücken brutto, und wie verläuft sie netto, d. h. inkl. der
Bauschulden?

Tabelle: „Wohnungen im Lande Bremen“

1968 1972 1978 1987 1993
1) 2) 2) 1) 2)

Art der Nachweisung

Bewohnte Wohnungen
insgesamt 266.249 282.700 295.000 317.077 324.600

davon:

Eigentümerwohnungen 79.875 82.600 88.500 96.298 107.200

Mietwohnungen 186.374 200.100 206.500 220.779 217.400

1) Volkszählung/GWZ 2) Wohnungsstichprobe

Die Zahl der Eigentümerwohnungen (d. h. Eigentumswohnungen und selbst be-
wohnte Eigenheime) stieg von 96.298 im Jahr 1987 auf ca. 120.000 im Jahr 1998.
Gerade in den 90er Jahren nahm ihre Zahl zu und ist das Ergebnis der geänderten
Wohnungsbaupolitik sowie der Verkäufe der Wohnungsbaugesellschaften. Dieser
Trend ist deutlich und bleibt auch dann gültig, wenn berücksichtigt wird, dass die
absoluten Zahlen aus den Stichprobenerhebungen seit 1987 unsicher sind, da sich
die Erhebungsmethoden unterscheiden.

Die Bremer insbesondere in der Stadt Bremen bleiben damit die Großstadtbevölke-
rung, die einen erheblich größeren Anteil ihres Vermögens in das Wohnungs-
eigentum investieren und damit viel häufiger in einer eigenen Wohnung wohnen
als andere Großstädter in Deutschland. Der Anteil der Eigentümerwohnungen an
allen bewohnten Wohnungen stieg innerhalb der elf Jahre von 1987 bis 1998 nach
den zur Verfügung stehenden Zahlen von ca. 30 % auf fast 38 % im Lande (Bremer-
haven liegt darunter, Bremen über diesen Anteilswerten). Der Anteil der
Eigentümerwohnungen in anderen Großstädten vergleichbarer Größenordnung
liegt generell unter 20 %, in Berlin lange Zeit sogar unter 10 %.

Im Bereich des Senats sind über Bauschulden keine Daten verfügbar. Informatio-
nen im Bankenbereich (Hypotheken und Bausparverträge) ließen sich zwar nach
Fallzahlen darstellen, geben jedoch keine sozialen Strukturen wider.

9. Wie verläuft die Entwicklung der Verteilung des Kapitalvermögens (unterteilt
nach Aktien, übrigen Wertpapieren, übrigem Kapitalvermögen)?

Siehe Anlage 3: Tabelle „Positive Einkünfte aus Kapitalvermögen“

Bei der statistischen Aufbereitung der Lohn- und Einkommensteuer werden auch
die positiven Einkünfte aus dem Kapitalvermögen dargestellt. Eine Differenzie-
rung der Kapitalvermögen nach Anlageformen ist über die Steuerstatistik nicht vor-
gesehen. In der Zeit von 1986 bis 1992 stieg die Zahl der Einkommensempfänger
aus Kapitalvermögen von gut 26.000 auf fast 41.000 an und fiel im Jahre 1995 auf
gut 11.000. Ursache hierfür war die Anhebung der Freibträge je Steuerpflichtigen
auf 6.100 DM. Mit der aktuellen Absenkung der Freibeträge auf 3.100 DM wird die
Zahl der Steuerpflichtigen jedoch wieder erheblich ansteigen.

Die Einkommen aus Kapitalvermögen je Steuerpflichtigen stiegen in dem Zeitraum
1986 bis 1992 kontinuierlich von 10.500 DM auf gut 13.000 DM an. Durch die An-
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hebung der Freibeträge auf 6.100 DM entfiel 1995 die große Zahl der kleinen Ein-
kommensempfänger aus Kapitalvermögen und die durchschnittlichen Einkünfte
aus Kapitalvermögen stiegen auf annähernd 25.000 DM.

Die Ergebnisse der Verbraucherstichprobe zeigen für die letzten Jahre eine starke
Umschichtung der Rücklagen und Ersparnisse von den klassischen Anlageformen
wie dem Sparbuch hin zu den Aktien und Aktienfonds. Hier ist mit einer stärkeren
Zunahme der Empfänger von Kapitaleinkünften und einem noch stärkeren Wachs-
tum der Gesamtsumme zu rechnen. Der Wertzuwachs der Kapitalvermögen in Form
von Aktien und Aktienfonds wird trotz der starken Schwankungen am Aktienmarkt
vermutlich am stärksten zunehmen.

Angaben über die Entwicklung der Verteilung des Kapitalvermögens (unterteilt
nach Aktien, übrigen Wertpapieren, übrigem Kapitalvermögen) sind weder aus den
bis 1995 hauptveranlagungsbezogenen Vermögensteuerstatistiken noch aus ande-
ren Steuerstatistiken ableitbar.

Dem Senat liegen auch keine weiteren amtlichen Angaben über die Verteilung des
Kapitalvermögens im Land Bremen vor.

Aus dem Jahresgutachten 2000/2001 des Sachverständigenrates zur Begutachtung
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom November 2000 ist dem Senat jedoch
bekannt, dass das Geldvermögen der privaten Haushalte in Deutschland zum Jah-
resende 1993 und 1998 von etwa 4.092,2 Mrd. DM auf 5.682,8 Mrd. DM angestie-
gen ist. Die Geldanlage in Aktien ist hierbei von jeweils 238,4 auf 491,7 Mrd. DM,
in übrigen Wertpapieren von  846,7 auf 1.331,4 Mrd. DM und für das übrige
Kapitalvermögen von 3.007,1 auf 3.859,7 Mrd. DM angewachsen. Diese Zahlen
treffen aber keine Aussage über die Verteilung des Kapitalvermögens auf verschie-
dene Bevölkerungsgruppen oder Regionen oder gar einzelne Städte.

10. Wie haben sich die Kapitalvermögens-Einkommen der Selbständigen im Ver-
hältnis zu den Kapitalvermögens-Einkommen der Arbeitnehmer entwickelt, und
wie beurteilt der Senat diese Entwicklung?

Hinweis zur Darstellung:

Die in der Fragestellung angeforderte Differenzierung nach Selbständigen und Ar-
beitnehmern mit Einkünften aus Kapitalvermögen ist nur in der aus der Tabelle der
Anlage 3 ersichtlichen Zuordnung möglich.

Die Zahl der selbständigen Einkommensempfänger aus Kapitalvermögen  nahm in
dem dargestellten Zeitraum unterdurchschnittlich zu. Ihre Einkommen je Steuer-
pflichtigen stiegen jedoch deutlich stärker, als im unter Punkt 9 angeführten Durch-
schnitt (siehe in der Tabelle der Antwort zu Frage 9 [Anlage 3] die Zeilen „Land und
Forstwirtschaft“, „Gewerbebetriebe“ sowie „selbständige Arbeit“).

Bei den Steuerpflichtigen mit überwiegenden Einkünften aus nichtselbständiger
Arbeit haben sich im Betrachtungszeitraum 1986 bis 1995 die positiven Einkünfte
aus Kapitalvermögen pro Kopf um 346 % erhöht.

Für die Steuerpflichtigen mit überwiegenden Einkünften aus Land- und Forstwirt-
schaft ergab sich im Betrachtungszeitraum eine Veränderung pro Kopf um 242 %,
bei den Steuerpflichtigen mit überwiegenden Einkünften aus Gewerbebetrieb wa-
ren es 212 % und bei den Steuerpflichtigen mit überwiegenden Einkünften aus
selbständiger Arbeit 172 %.

Der Senat begrüßt, dass die Arbeitnehmer auch in Bezug auf die Erzielung von
Einkünften aus Kapitalvermögen Anschluss an die selbständig Tätigen gefunden
haben.

11. Wie verläuft die Entwicklung der Verteilung der Lebensversicherungen und
ihrer Zinsen auf die sozialen Haushaltsgruppen (Selbständige, Arbeitnehmer,
Nichterwerbstätige)?

Seit den 70er Jahren werden die Berichtspflichtigen des Mikrozensus erstmalig
2001 wieder nach ihren privaten Lebens- und Rentenversicherungen befragt. Er-
gebnisse liegen Anfang 2002 vor.

12. a) Wie stellt sich die Entwicklung der Vermögensübertragungen durch Erb-
schaften und Schenkungen dar und mit welcher mittelfristigen weiteren Entwick-
lung rechnet der Senat?
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b) Welches  Aufkommen an Erbschaft- und Schenkungssteuer wird sich daraus vor-
aussichtlich bis zum Jahr 2004 ergeben?

Nachdem die Aufstellung der Erbschaft- und Schenkungssteuerstatistik in den 70er
Jahren eingestellt wurde, soll sie erstmalig wieder ab 2002 erhoben werden. Vor-
aussetzung ist jedoch eine maschinelle Veranlagung in den Finanzämtern. Diese
Voraussetzungen liegen in Bremen bisher nicht vor. Die deutliche Heraufsetzung
der Freibeträge wird jedoch die Zahl der steuerwirksamen Fälle beträchtlich ein-
grenzen.

Die Entwicklung der Vermögensübertragungen durch Erbschaften und Schenkun-
gen stellt sich in der Vergangenheit wie folgt dar:

Fallzahlen zur Erbschaft-/Schenkungssteuer nebst Angaben zum Aufkommen
von 1990 bis 2000 (in Mio. DM)

Jahr 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000

Sterbefälle 9.436 9.780 9.478 9.844 9.609 9.754 11.412 8.169 11.018 9.579 9.529

Steuerpflichtg. keine keine  861 898 935 1.257 804 938 1.122 916 748
Erbfälle Daten Daten

Schenkungen 2.285 2.375 2.681 3.383 4.172 4.883 3.815 2.567 3.171 3.092 3.095

Steuerpflichtg. Keine Keine 338 415 608 719 530 571 687 469 339
Schenkungen Daten Daten

Aufkommen 30,2 36,9 35,6 45,3 40,4 42,6 61,1 139,3 -32,6 60,5 46,1

Sonderfaktoren, welche die Zahl der steuerpflichtigen Erb- und Schenkungsfälle in
Zukunft signifikant beeinflussen könnten, sind dem Senat nicht bekannt.

Zwar ist dem Senat aus verschiedenen Veröffentlichungen bekannt, dass nach
Schätzungen des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln vom Juni 2000 die Summe
aller Erbschaften in den Jahren 2000 bis 2010 fast doppelt so hoch sein wird wie in
den neunziger Jahren; aus amtlichen bremischen Statistiken können diese Schät-
zungen aber nicht bestätigt werden. Mittelfristig wird etwa von 1.000 steuerpflichti-
gen Erbfällen und 400 steuerpflichtigen Schenkungsfällen jährlich auszugehen
sein.

Das Aufkommen der Erbschaft- und Schenkungssteuer unterliegt — bedingt durch
wenige Sonderfälle — extremen Schwankungen. Voraussagen über das Aufkom-
men der kommenden Jahre sind deshalb kaum zu machen. Im Mittel dürfte das
Aufkommen zwischen 50 und 60 Mio. DM jährlich liegen.

13. a) Wie beurteilt der Senat die gesellschaftlichen und sozialpolitischen Aspekte
der Vermögensverteilung?

b) Welche Ursachen sieht der Senat für die Entwicklung der Vermögensverteilung?

c) Wie bewertet der Senat die politische Zielsetzung einer möglichst ausgewogenen
Einkommens- und Vermögensverteilung?

Zu 13 a) bis c):

Die Verteilung des Vermögens in der Gesellschaft ist sicher eine der Ursachen für
unterschiedliche Start- und Entwicklungschancen der Einzelnen. Der Senat möch-
te sich angesichts der in den Antworten zu den Fragen 7 bis 12 dokumentierten
wenig gesicherten Datenlage allerdings einer eingehenderen sozialpolitischen Be-
wertung dieser Daten enthalten.

Es ist Ziel der Politik des Senats, im Rahmen seiner Möglichkeiten soziale Härten
und daraus resultierende Ausgrenzung aus der Gesellschaft zu vermeiden. Dazu
werden gerade in jüngster Zeit neue Wege beschritten und neue Instrumente ent-
wickelt. Anstelle  einer rein „versorgenden“ Sozialpolitik, die — als ungewollte Ne-
beneffekte — auch eine „Klientelisierung“ der Hilfeempfänger bis hin zur Entmün-
digung mit zur Folge hatte, sollen Sozialleistungen treten, die die Hilfeempfänger
nicht nur vor materieller Not schützen, sondern sie auch stärker als bisher aktivie-
ren sollen, sich selbst zu helfen.



— 7 —

Gleichwohl befürwortet der Senat auch das Prinzip, nach dem die finanziell Lei-
stungsfähigen einen angemessenen Beitrag zur Solidargemeinschaft leisten sollen.
Allerdings ist dem Senat bewusst, dass das Regelwerk dieser Verteilungspolitik im
Zusammenwirken aller Länder und der Bundesregierung gestaltet wird (Steuer-,
Renten-, Sozialgesetzgebung). Hieran wirkt Bremen im Rahmen seiner Möglich-
keiten mit.

14. Welche Erkenntnisse über Tendenzen sozialer Segregation zwischen den
Stadt- und den Ortsteilen in Bremen und Bremerhaven liegen dem Senat vor?

Die Auswertung und Darstellung steuerlicher Tatbestände erfolgt bisher auf der
Grundlage der Gemeinden Bremen und Bremerhaven. Gemeindeteile (Orts- und
Stadtteile sowie Stadtbezirke) konnten bisher für die Darstellung der Ergebnisse
nicht berücksichtigt werden. Für die Lohn- und Einkommensteuerstatistik des Jah-
res 2001 ist die Auswertung und Tabellierung nach Gemeindeteilen vorgesehen.

Um jedoch Armut und Reichtum nach Stadtgebieten darzustellen, müssen zu den
steuerlich berücksichtigten Einwohnern auch die steuerlich nicht berücksichtigten
Leistungsempfänger (wie Sozialhilfeempfänger) addiert werden. Nur so kann ein
umfassendes Bild der innerstädtischen Einkommensstrukturen erstellt werden.
Neben der Betrachtung von Reichtum und Armut in einem Stadtgebiet können so
auch die regionalen Kaufkraftstrukturen abgebildet werden. Die Ergebnisse derar-
tiger Analysen werden ab 2004 vorliegen.

Seit 1991 werden vom Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales
Sozialindikatoren zusammengestellt, mit deren Hilfe ein Benachteiligungsindex
erstellt wird. Dieser Index bestimmt eine Rangfolge der Ortsteile nach sozialer Be-
nachteiligung. Hierunter ist allerdings nicht nur Armut und Reichtum zu verste-
hen, sondern es werden auch Faktoren wie Bildungsbeteiligung, Altersstrukturen,
Ausländeranteile u. a. berücksichtigt. Der Benachteiligungsindex wurde jeweils in
den Jahren 1991, 1993, 1996, 1999 und 2000 erstellt.

(Erläuterung: Die Indexwerte liegen zwischen – 160 und + 130. Dabei bedeutet ein
negatives Vorzeichen, dass die Situation im Ortsteil insgesamt unter dem städti-
schen Durchschnitt, ein positives Vorzeichen, dass sie über dem städtischen Durch-
schnitt liegt. Der städtische Durchschnitt hat den Wert 0. Somit hat also, system-
bedingt, etwa die Hälfte der Ortsteile ein negatives Vorzeichen im Indexwert. Das
bedeutet aber nicht, dass dort die Lebenslage negativ zu beurteilen ist, sondern sagt
nur etwas über die relative Position innerhalb aller Ortsteile aus. Von Benachteili-
gung kann man nur bei Ortsteilen mit hohen negativen Indexwerten sprechen, also
etwa bei Tenever, Ohlenhof, Gröpelingen etc.)

Siehe Anlage 4: Tabelle „Sozialindikatoren für die Stadtgemeinde Bremen  1991
und 2000“

Im Jahr 1991 lagen auf den Plätzen der deutlichsten Benachteiligung die Ortsteile
Tenever, Ohlenhof, Blockdiek, Lindenhof und Lüssum-Bockhorn. Unter den beson-
ders gutgestellten Ortsteilen fanden sich Bürgerpark, Oberneuland, Radio Bremen,
Schwachhausen und Gete.

Im Jahr 2000 hat sich dieses Bild im Prinzip nicht verändert. Zwar hat es für einige
Ortsteile erhebliche Sprünge in der Rangfolge gegeben, aber Tenever bleibt an der
Spitze der Benachteiligung, gefolgt von Ohlenhof, Gröpelingen, Hohentor und
Blockdiek; am anderen Ende liegen Borgfeld, Oberneuland, Habenhausen,
Schwachhausen und Gete.

Da die Indexwerte der Ortsteile oft dicht beieinander liegen, können schon kleine
Veränderungen größere Sprünge in der Rangfolge verursachen. Die Tabelle in An-
lage 4, in welcher die Werte von 1991 und 2000 in Beziehung gesetzt werden, ver-
deutlicht dies. 1999 wurde die Systematik des Indikatorensystems verändert (Ver-
zicht auf Volkszählungsdaten). Dieser Tatbestand schlug sich zwar in der absoluten
Größe und Spannbreite der Messzahlen nieder, nicht jedoch in der generellen
Rangfolge der Ortsteile.

Zusammenfassend kann man sagen, dass die Verteilung besonders benachteiligter
und besonders bevorzugter Ortsteile sich nur in Einzelfällen verändert und insge-
samt relativ stabil ist, und dass Verschiebungen nur sehr langsam ablaufende Pro-
zesse sind.



— 8 —

Für Bremerhaven liegen folgende Erkenntnisse über Tendenzen möglicher sozial-
räumlicher Segregation zwischen den Stadt- und Ortsteilen vor:

Das Sozialamt veröffentlicht über das Programm PROSOZ seit 1998 monatlich die
Zahlen der Sozialhilfeempfänger nach Ortsteilen.

Siehe Anlage 5: Tabelle „Sozialhilfe in Bremerhaven: Anteil der Leistungs-
empfänger an der Gesamtbevölkerung 1998 bis 2001“

Neben den innerstädtischen Problemgebieten in Lehe haben die Großwohn-
siedlungen Grünhöfe und Leherheide-West die höchsten Anteile an Sozialhilfe-
empfängern an der Wohnbevölkerung. In den Jahren 1998 bis 2000 haben sich die-
se Verhältnisse nicht signifikant verändert.

Das Stadtplanungsamt führt im Zusammenhang mit dem Aufbau eines Geographi-
schen Informationssystems unterhalb der Ortsteil-Ebene 120 städtebaulich defi-
nierte „statistische Grundeinheiten“ ein. Kleinräumig disaggregierte Daten zu Be-
schäftigung und Arbeitslosigkeit werden hierfür von der Bundesanstalt für Arbeit
im Laufe des Jahres 2001 erstmals zur Verfügung gestellt werden.

Im Rahmen der URBAN II-Förderung 2000-2006 (PGI) sind auf dieser statistischen
Basis bereits programmgebietsbezogene Auswertungen erfolgt. Mit einer diesbe-
züglichen Sozialraumanalyse für das URBAN-Programmgebiet war die ZWE „Ar-
beit und Region“ in der UNI-Bremen beauftragt. Die Basiszahlen liegen bei.

Siehe Anlage 6: Tabelle „Arbeitslose und Leistungsempfänger (...) die das
Programmgebiet URBAN II berühren (...)“

Laufende Verdiensterhebungen werden nur auf Landesebene veröffentlicht.

Das Bremerhavener Arbeitsamt veröffentlicht monatlich die Arbeitslosenzahlen auf
gesamtstädtischer Ebene.

15. Welche besonderen Armutsrisiken sind dem Senat bekannt?

Die wichtigsten Armutsrisiken laut Sozialberichterstattung des Senators für Arbeit,
Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales sind (sortiert nach Häufigkeit):

— „sonstige Gründe“ inkl. Arbeitslosigkeit und nicht ausreichendes Einkommen,

— Trennung/Scheidung,

— Geburt eines Kindes,

— ohne eigene Wohnung,

— Suchtabhängigkeit,

— Haft oder Haftentlassung,

— Tod eines Familienmitglieds,

— Überschuldung,

— Unterbringung in einer staatlichen Einrichtung.

Aus der Aufstellung wird erkennbar, dass Armutsrisiken sowohl aus gesellschaftli-
chen Entwicklungen als auch aus individuellen Lebensumständen entstehen kön-
nen.

16. a) Wie bewertet der Senat den jetzt vorliegenden Armuts- und Reichtumsbericht
der Bundesregierung?

b) Welche neuen Erkenntnisse werden sich voraussichtlich durch das regelmäßige
Erscheinen der nationalen Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bundesre-
gierung speziell für die Verteilung der Vermögen nach sozialen Haushaltsgruppen
ergeben?

Die Endfassung des Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung wurde
am 24. April 2001 der Öffentlichkeit vorgestellt. Seither war nur eine erste grobe
Bewertung möglich, die ergab, dass die im Bericht genannten Armutsrisiken weit-
gehend denen entsprechen, die unter der Antwort zu Frage 15 genannt sind.
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Erst eine differenzierte Analyse des Berichts — auch seiner Methodik — und die
fachliche Diskussion seiner Aussagefähigkeit werden eine qualifizierte Bewertung
seiner Ergebnisse ermöglichen. Die Frage nach möglichen neuen Erkenntnissen
im Falle einer regelmäßigen Berichterstattung lässt sich erst danach beantworten.

17. Wie bewertet der Senat den Vorschlag, ab dem Jahr 2001 für das Land Bremen
einmal pro Legislaturperiode eine Armuts- und Reichtumsberichterstattung vorzu-
legen?

Der Senat beurteilt den Nutzen einer regelmäßigen Armuts- und Reichtums-
berichterstattung zurückhaltend. Der Armutsbericht der Bundesregierung enthält
keine systematischen Betrachtungen der Verhältnisse in den Ländern und insofern
bringt er nur wenige bremenspezifische Erkenntnisse, die sich im Tabellenwerk des
Datenbandes finden. Dem möglichen Nutzen einer routinemäßig flächendecken-
den Armuts- und Reichtumsberichterstattung für Bremen analog dem Bericht der
Bundesregierung ist allerdings der dafür notwendige erhebliche Aufwand entge-
genzustellen.

Der Senat ist der Auffassung, dass dieses Verhältnis von Aufwand und Nutzen so
ungünstig ausfällt, dass eine routinemäßig flächendeckende Armuts- und
Reichtumsberichterstattung für Bremen nicht gerechtfertigt erscheint. Er befürwor-
tet vielmehr das Konzept einer „themenorientierten Sozialberichterstattung“ des
Senators für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales: Dabei berichten die
einzelnen Produktbereiche schwerpunktbezogen (wie bisher auch) und nun auch
zielorientiert mit Blick auf vereinbarte Ziele und daraus abgeleiteten neuen Kon-
zepten (z. B. die „Modellversuche Wirtschaftliche Hilfen“). In beiden Formen der
Berichterstattung werden externe Faktoren (Entwicklung der Arbeitslosigkeit, De-
mographie, etc.) berücksichtigt. Diese Berichte sollen jeweils zeitnah vorgelegt
werden, um auf neue Entwicklungen möglichst schnell reagieren zu können.
Gleichwohl werden aber auch Zeitreihen erstellt und ausgewertet als Grundlage für
die Entwicklung einer längerfristigen fachlichen Perspektive.

Schließlich veröffentlicht das Statistische Landesamt regelmäßig kleinräumige Bei-
träge zu sozialdemographischen Tatbeständen mit Ortsteilskarten. (Bevölkerung,
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit, Sozialhilfe und Wohngeld, Bildungsquoten
etc.) Daneben wird der Datenfundus des Statistischen Landesamtes Bremen in ei-
ner kleinräumigen Datenbank allen Internetnutzern angeboten und mehrjährig in
einem bremischen Strukturatlas veröffentlicht.
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